
30. Beiblatt Beiblatt zur Parlamentskorre~~~~ 18. Mai 1960 

lll/J ll.nfrage 

der Abgeorndten Dr. H e t zen a U G r, Dr. K r a n z 1 m a y r, 
.t# I 

])r. Hof e n e der, Dr. Ton c i c und Genossen 

an den Bundesminister für Justiz, 

betreffend die Abschaffung der bedingten Entlassung bei Kapi talv arbre.chen. 

-0-.-
Im Schlusswort zur Hausdebatte über die Beantv'30rtung von Anfragen aller 

drei Parlamentsparteien hat der Herr BundesministGr flir Justiz am 28.Jänner 

1960 iD; der 25. Sitzung des NatioruÜr.:1.tes (IX.G.P.) zur Frage der bedingten 

G Entla~sung bei Kapitalverbrechen wört lieh erkliirt ~ "Ich bin der Meinung, dass 

unt er allen Umständen Vorsorge getroffen w,erden muss, dass lebenslänglich 

Verurteilte oder wegen schwerster Gewalttwn vGrurteilte Personen ihre Strafen 

voll verbüssen und nicht in die Freiheit kommen. IHr werden die Unterlagen 

und auch einen Entwurf im JustizJ:linisterium ausarbeiten; und man wird, glaube 

ich, einen v.ernünftigen ':Teg finden, der das erreicht, das wir haben wollen." 
.. ~ 

fDie Österreichische Neue Tageszeitung schreibt in ihrer Nummer 104 vom 4.Mai 

1.J. dazu~ riNoch immer wartet das Parlament vorgeb ehs auf einen Gesetzentvrurf, 

welchen ihm Justizminister Dr. Tschadek im Jänner fest versprochen hatte, näm­

lich den EntTI~rf zu jener gesetzlichen Bestimmung, nach der lebenslang wirk­

lich lebenslang sein muss. In der Öffentlichkeit stellt man ,die Frage, ob man 

denn bis zum nächsten Mord vJarten will, ehe diese so notwendige Bestimmung 

überhaupt wieder erörtert wird. lI 

Durch die gleiche Tageszeitung Nummer 105 vom 5. Mai 1.J. e~fahren wir 9 

dass den zur Begutachtung von GesetzGsvorsohlägen beru.fenen Organen der 

Entwurf des Justizministeriums über ein Strafreohtsordnungsgesetz 1960 zuge­

gangen sei, mit welchem auoh das Gesetz über die bedingt e Verurteilung novel­

liert werden soll. Nach dieser Novalle soll künfftg ein zu lebenslanger Frei":' 

heitsstrafe Verurteilter statt vlie bisher nach 15 Jahren erst nach 20jähriger 

Strafverbüssung bedingt ent lassen werden können. 
De~ einmütig geäusserten Verlangen der Abg80rdneten aller drei im Farla­

ment vortretenen Parteien und dor obon zitierten eindeutigen Zusago·des Herrn 
Bund,::;sministors für Justiz ist in (l_L~s8m EntvlUrf dnes Strafrechtsordnungsger 
setzos seitens des Justizministeriums nicht ent sprochen worclen. -

Die gefertigten Lbgeordneten richten dahc·r an den Herrn Bundesminister 
für Justiz die Anfrag-eg 

Gedenkt der Herr Bundesminister endlich dem Verlangen des Parlaments zu 

entsprechen und seiner Zusage· gomässunverzüglich einen Gesetzentvvurf einzu­

bringen; mit l,1Jelcholli siohergestellt wird 9 dass lebenslänglioh Verurteilte odor 

wegen schwerster .Ge,valttalBn Wst:rafte Personen ihre Strafen voll verbüssen 

müssen~ . -.-.-.-
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